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Drucksache Nr. 2888 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

gegen unbegründete Niditausnutzung von Einfuhrgenehmigungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 § 3 


(1) Wird eine im Einfuhr verfahren erteilte 
Genehmigung nicht oder nicht vollständig aus- 
genutzt, so kann die zuständige Verwaltungs- 
behörde gegen denjenigen, dem die Genehmi- 
gung erteilt worden ist, ein Reugeld fostsetzen. 

(2) Genehmigungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind: 

Einkaufsermächtigungen, 
Einfuhrbewilligungen und 
Zahlungsbewilligungen. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörden im 
Sinne dieses Gesetzes sind: 

die Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft 
und 

die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft. 

(4) Werden bei der Einfuhr der gleichen 
Ware mehrere Genehmigungen erteilt, so darf 
das Reugeld nur einmal erhoben werden. 

§ 2 

(1) Das Reugeld wird nach einem Vom- 
hundertsatz des Gegenwerts des nicht aus- 
genutzten Teiles der Genehmigung in Deutscher 
Mark (Fehlbetrag) festgesetzt; der Berechnung 
wird der in der Genehmigung angegebene 
Einfuhrwert in Deutscher Mark (Einfuhrwert) 
zugrunde gelegt. Das Reugeld beträgt: 

5 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
50 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 

4 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
40 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 

3 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
30 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 

2 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
20 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 

1 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
10 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt. 

(2) Macht der Fehlbetrag weniger als 10 vom 
Hundert des Einfuhrwertes aus, so wird ein 
Reugeld nicht erhoben. 
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Vor der Erteilung einer Genehmigung ist 
ein Betrag von 5 vom Hundert des in der 
Genehmigung angegebenen Einfuhrwertes in 
Deutscher Mark (Deckungsbetrag) bei der Stelle, 
welche die Genehmigung erteilt, zugunsten 
der nach § 1 Absatz 3 zuständigen Verwal- 
tungsbehörde zur Sicherung eines festzu- 
setzenden Reugeldes zu hinterlegen (oder 
durch Bürgschaft eines Kreditinstitutes sicher- 
zustellen). Der Deckungsbetrag ist freizugeben, 
wenn nachgewiesen wird, daß ein Reugeld 
nicht festgesetzt werden kann. 

§ 4 

(1) Das Reugeld wird nach Ablauf der 
Geltungsdauer der Genehmigung, spätestens 
drei Monate nach dem Tage des Ablaufs dieser 
Geltungsdauer, durch schriftlichen Bescheid 
der zuständigen Verwaltungsbehörde festge- 
setzt. Der Bescheid ist dem Reugeldpflichtigen 
zuzustellen. 

(2) Von der Festsetzung eines Reugeldes 
kann in sinngemäßer Anwendung der für den 
Erlaß von Steuern geltenden Vorschriften des 
§ 131 der Reichsabgabenordnung abgesehen 
werden, wenn nachgewiesen wird, daß die 
Nichtausnutzung oder nicht vollständige Aus- 
nutzung der Genehmigung auf einem Umstande 
beruht, den der Reugeldpflichtige nicht zu 
vertreten hat. 

(3) Das Reugeld fließt dem Bunde zu. 

§ 3 ; 

Das Reugeld ist als Betriebsausgabe bei der 
steuerlichen Gewinnermittlung nicht abzugs- 
fähig^ 

§6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 3. Dezember 1951 

Schröter und Fraktion 



